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Entschließungsantrag 
 
 
 
 
Fraktion DIE LINKE 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Therapieunterbringungsgesetzes 
in Sachsen-Anhalt (AG ThUG LSA) 
 
Gesetzentwurf Landesregierung - Drs. 6/36 
 
Beschlussempfehlung Ausschuss für Recht, Verfassung und Gleichstellung - 
Drs. 6/157 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
1. Die Landesregierung wird aufgefordert, im Rahmen ihrer Zuständigkeit unverzüg-

lich zu prüfen, ob ein abstraktes Normenkontrollverfahren beim Bundesverfas-
sungsgericht gegen das vom Bundestag am 2. Dezember 2010 beschlossene und 
am 1. Januar 2011 in Kraft getretene Therapie- und Unterbringungsgesetz (ThUG) 
Aussicht auf Erfolg hat. 

 
2. Die Landesregierung wird gebeten, im Ausschuss für Recht, Verfassung und 

Gleichstellung über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. 
 
 
 
Begründung 
 
Im Rahmen der Anhörung zum  Gesetz zur Ausführung des Therapieunterbringungs-
gesetzes in Sachsen-Anhalt führte unter anderem Professor Dr. Renzikowski von der 
Martin-Luther-Universität aus, dass er das vom Bundestag beschlossene ThUG als 
verfassungswidrig einschätze. Hierzu führte er aus, dass es sich bei der Therapieun-
terbringung um eine öffentlich-rechtliche Unterbringung handele, für deren Regelung 
allein die Länder zuständig seien. Sollte das ThUG als verfassungswidrig aufgeho-
ben werden, lägen rechtswidrige und entschädigungspflichtige Freiheitsentziehungen 
vor.  
 
Dieser Auffassung schließt sich die Fraktion DIE LINKE an. Auch wenn Sachsen-
Anhalt wohl verpflichtet sei - aufgrund der so genannten „Bundestreue“ - ein Ausfüh-
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rungsgesetz zu beschließen, sollte vor diesem Hintergrund die Verfassungsmäßig-
keit des ThUG und die Erfolgsaussichten einer abstrakten Normenkontrolle geprüft 
werden. 
 
 
 
Wulf Gallert     
Fraktionsvorsitzender 
 
 


